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. Aus der Facharbeit der DGAW e.V. 
Erneuerbare Kraftstoffe aus CO2 – 
Herstellung und Einsatzbereiche. 
Fachtagung am 25. 05. 2023 in 
Kooperation mit der Stadtrei-
nigung Hamburg und HiiCCE 
Welche Potentiale bieten E-Fuels für 
Wirtschaft und Klimaschutz und wie 
entwickelt sich der rechtliche Rah-
men, um einen Hochlauf von CCU in 
Deutschland zu ermöglichen?

Diesen Fragestellungen widmete 
sich die gemeinsam von der Stadtrei-
nigung Hamburg und der Deutschen 
Gesellschaft für Abfallwirtschaft orga-
nisierte und von HiiCCE durchgeführ-
te, hybride Fachtagung am 25. 05. 23 in 
Hamburg. Mit Expert:innen aus Indus-
trie, Wissenschaft, Politik und Verwal-
tung wurde über Chancen, Risiken und 
Herausforderungen bei der Nutzung 
von CO2 aus der thermischen Abfallbe-
handlung zur Synthese von erneuer-
baren Kraftstoffen diskutiert. Die Ak-
tualität des Themas belegte die hohe 
Nachfrage mit mehr als einhundert An-
meldungen.

Um die vorgegebenen Klimaschutz-
ziele zu erreichen, ist ein ganzer Strauß 
wirkungsvoller Maßnahmen zur Treib-
hausgasminderung zu definieren und 
ambitioniert umzusetzen. Ein Baustein 
der Transformation im Transport-, Ver-
kehrs-, Luftverkehrs-, und Logistikwe-
sen kann die Herstellung erneuerbarer 
Kraftstoffe sein, um Emissionen in die-
sen Bereichen, zumindest übergangs-
weise, klimafreundlich zu gestalten. 
Die sogenannten „E-Fuels“ sind aber 
„rares Gut“ und müssen vor allem dort 
zum Einsatz kommen, wo eine reine 
Elektrifizierung oder Umstellung auf 
Brennstoffzellenantriebe nicht möglich 
ist. Sie sind damit eine Perspektive zur 
bilanziellen CO2-Emissionsminderung 
in der Schifffahrt und im Flugverkehr.

Eine Herausforderung: Für die Her-
stellung von E-Fuels müssen ausrei-
chende Mengen erneuerbarer Energien 
und nachhaltige CO2-Quellen bereitste-
hen. Ein Potential, das thermische Ab-
fallbehandlungsanlagen mitbringen. 
Das CO2 kann direkt aus dem Rauch-
gas der thermischen Abfallbehandlung 
abgeschieden und zur Synthese von E-

Fotos HiiCCE GmbH

Fuels genutzt werden (Carbon Capture 
and Utilisation, CCU), hierfür ist zusätz-
lich „grüner“ Wasserstoff erforderlich.

Den rechtlichen Rahmen beleuchte-
te zunächst Anastasios Perimenis, Ge-
neralsekretär von CO2 Value Europe. 
Er machte deutlich, dass es in den kom-
menden Jahren noch einer Vielzahl von 
Vorgaben insbesondere auf EU-Ebene 
bedarf, um zu einem klaren und rechts-
sicheren Regelwerk für die technische 
CO2-Nutzung zu kommen. Diskussi-
onsbedarf in Deutschland besteht zu-
dem aufgrund der Änderung des BEHG 
durch die Aufnahme der Abfallverbren-
nung in den nationalen Emissionshan-
del und der damit verbundenen, zu-
sätzlichen finanziellen Belastung der 
TAB-Anlagenbetreiber ab 2024 sowie 
des Zwangs zur Teilnahme am EU-ETS 
(RED III).

Die mangelnde juristische Regulato-
rik betonte auch Matthias Altmann, 
Senior Consultant der Ludwig Böl-
kow-Systemtechnik GmbH. Er stellte 
das Projekt CertifHy vor, eine europäi-
sche Initiative, die öffentliche und pri-
vate Partner mit dem Ziel zusammen-
bringt, ein gemeinsames Verständnis 
von erneuerbarem und kohlenstoffar-
mem Wasserstoff zu entwickeln und 
Zertifizierungssysteme für Wasserstoff 
für den europäischen Markt zur Verfü-
gung zu stellen. Das Verfahren befindet 
sich im Pilotstatus und soll Betreibern 
und Investoren Planungssicherheit ge-
ben, sobald der Rechtsrahmen für wei-
tere Schritte gegeben ist. 

Durch die klimapolitischen Rahmen-
bedingungen in den Niederlanden ist 
ein Projekt zur CO2-Abscheidung in 

Delfzijl bereits weit fortgeschritten, 
welches Jörn Jakob, Projektleiter In-
novation und Projektentwicklung der 
EEW Energy from Waste GmbH in sei-
nem Vortrag „CCU/CCS – CO2-Redukti-
onssstrategie von EEW für die thermi-
sche Abfallbehandlung“ vorstellte. Die 
an einer Müllverwertungsanlage ge-
plante Carbon Capture Anlage soll zu-
nächst über eine Abscheidekapazität 
von 270.000 Mg CO2/a verfügen, die bis 
2030 um weitere 135.000 Mg CO2/a er-
weitert werden soll.

Als Praxisprojekt am Standort Ham-
burg erläuterte Jochen Springer, Pro-
jektmanager der HiiCCE GmbH, den 
„Stand der Machbarkeitsstudie CCU 
an der Müllverwertung Rugenberger 
Damm“. Das ambitionierte Ziel der 
Hamburger Stadtreinigung ist es, bilan-
zielle Klimaneutralität bereits bis 2035 
zu erreichen. Im Fokus stehen die Kli-
maneutralität und die Treibstoffautar-
kie des Fuhrparks mit besonderen He-
rausforderungen im wirtschaftlichen 
und im regulatorischen Bereich sowie 
die thermische Abfallbehandlung mit 
hohen technischen Anforderungen an 
die CO2-Abscheidung und entsprechen-
den Investitions- und Betriebskosten.

Phase I der Studie, die Mitte Juni 2023 
abgeschlossen sein wird, beinhaltet in 
erster Linie die Ermittlung des Status 
Quo, die theoretische und wissenschaft-
liche Betrachtung der CO2 Abscheide-, 
Aufbereitungs-, Speicherungs- und 
Transporttechnologien sowie einen 
Überblick über rechtliche Rahmenbe-
dingungen und die Förderlandschaft.

Schwerpunkte von Phase II werden 
eine standort- und anlagenbezogene 
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AUS DER FACHARBEIT DER DGAW E.V. 

Untersuchung, eine integrative Vor-
planung, die Konzeptauslegung mit der 
aus Phase I präferierten CC-Technolo-
gie (Aminwäsche), eine Marktrecherche 
sowie die Erarbeitung einer Roadmap 
für die Zielerreichung Klimaneutra-
lität bis 2035 sein. Die Ergebnisse der 
Studie sollen anschließend, das Vorlie-
gen des notwendigen rechtlichen Rah-
mens vorausgesetzt, in die Praxis um-
gesetzt werden.

Dass die Herstellung von wasser-
stoffbasierten synthetischen Schiffs-
kraftstoffen im Einklang mit der Re-
duktion von CO2-Emissionen durch 
fossile Kraftstoffe möglich ist, erläu-
terte Prof. Dr.-Ing. Gerhard Schories 
(Institutsleiter ttz Technologie-Trans-
fer-Zentrum Bremerhaven, Maritimes 
Cluster Norddeutschland). Im Projekt 
MariSynFuel wird der Einsatz von grü-
nem Methanol, welches aus biogenem 
CO2 und grünem Wasserstoff erzeugt 
wird, für die Schifffahrt zunächst als 
Pilotprojekt auf dem Ausbildungs-
schiff Uthörn umgesetzt. Das Projekt 
profitiert dabei von der lokal gegebe-
nen nachhaltigen Wertschöpfungskette 
am Standort Bremerhaven. Bestehende 
Infrastrukturen liefern u. a. Windstrom 
aus dem Offshore Windpark Deutsche 
Nordsee und biogenes CO2 aus einer be-
nachbarten Kläranlage. Elektrolyseure 
zur Erzeugung von grünem Wasserstoff 
und Lagerkapazitäten sind bereits vor 
Ort.

Langfristiges Ziel ist die Etablierung 
synthetischer Kraftstoffe aus Wasser-
stoff und abgeschiedenem bzw. „re-
cyceltem“ CO2 im regionalen und 
überregionalen Markt. Steigende Pro-
duktnachfragen sind durch große Ree-
dereien bereits gegeben. „Wir können 
nicht alle Antriebsarten der Zukunft 
elektrifizieren. Der Einsatz von Batte-
rien auf Schiffen ist nicht möglich, so 
dass klimaneutrale Alternativen drin-
gend erforderlich sind“ so Professor 
Schories in seinem Schlusswort.

Fazit der Veranstaltung: Im Hinblick 
auf den Mobilitätssektor müssen Kraft-
stoffe der Zukunft so produziert wer-
den, dass sie am Ende so wenig klima-
wirksam wie möglich sind. Biogenes 
CO2 aus nicht-recyclingfähigem Abfall 
muss so genutzt werden, dass durch die 
Produktion von erneuerbaren Kraftstof-
fen die Ziele der EU zur Nutzung er-
neuerbarer Energie erreicht werden. 
Als wesentliche Herausforderungen 
für die Zukunft wurden der derzeitig 
zu unklare Rechtsrahmen, hohe tech-
nische Anforderungen und erhebliche 
Kosten für die Erzeugung grünen Was-
serstoffs gesehen.

In seinem Abschlussstatement wies 
Prof. Dr. Rüdiger Siechau, Sprecher der 
Stadtreinigung Hamburg, noch einmal 
auf die Ausgangssituation hin: „Auch 
in Zukunft wird die Verbrennung nicht 
vermeidbarer und nicht recyclebarer 
Restabfälle weiter erforderlich sein. 
Wenn wir klimaneutral werden wol-
len, müssen wir zwangsläufig CO2 ab-
scheiden. Die Kosten für die damit ver-
bundenen Maßnahmen müssen wir als 

Gesellschaft gemeinsam stemmen. Die 
Klimafolgekosten, welche durch die 
globalen CO2-Emissionen und den Kli-
mawandel bereits heute entstehen und 
uns hart treffen, müssen bei der Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung berücksich-
tigt und eingerechnet werden.“ 

Die Präsentationen zum Download 
finden Sie unter News – www.dgaw.de.
www.stadtreinigung.hamburg
www.dgaw.de
www.hiicce.de

Biokunststoffe – Was ist 
wirklich kompostierbar?
Die nachhaltige Produktion, Nutzung 
und Verwertung von Biokunststoffen 
sind ein wichtiger Baustein für eine 
klimaneutrale Gesellschaft, die wir in 
Deutschland bis 2045 realisieren wol-
len. Dies setzt aber voraus, dass die Pro-
dukte, die teilweise oder vollständig 
aus Biokunstoffen hergestellt werden, 
nach der Nutzungsphase einer sinnvol-
len umweltverträglichen Verwertung 
zugeführt werden können. Dies wird 
aus Sicht der DGAW von den Herstel-
lern derzeit bei der Entwicklung der 
neuen biobasierten Produkte nur un-
zureichend oder gar nicht berücksich-
tigt. Dies muss sich schnell ändern, da 
ansonsten in vielen Fällen mehr öko-
logischer Schaden als Nutzen entsteht. 

Der Markt wird immer mehr mit 
Verpackungen und Produkten über-
schwemmt, die mit der Aufschrift 
„biologisch abbaubar“ oder „kompos-
tierbar“ werben. Immer öfter werden 
neben den sinnvollen Bioabfallsam-
melbeuteln auch Einweggeschirr, Kaf-
feekapseln, Textilien, Schuhe oder an-
dere Produkte mit dieser Aufschrift 
beworben.

Marketingabteilungen von Unterneh-
men haben scheinbar erkannt, dass der 
Verbraucher im Rahmen der Klima- 
und Ressourcendiskussion nach öko-
logisch besseren Alternativen zu fossil 
basierten Kunststoffen sucht.

Aus Sicht der DGAW beschränkt 
sich diese Aussage in vielen Fällen al-
lerdings nur auf reine Werbemaßnah-
men oder auf Teilabbaubarkeit der ge-
nannten Verpackungen und Produkte. 
Neben der möglichen biologischen Ab-
baubarkeit enthalten diese Verpackun-
gen und Produkte meistens aber auch 
noch Materialien, die nicht kompos-
tierbar sind und somit den eigentli-
chen Kompostierungsprozess, egal ob 
im Hausgarten oder in industriellen 
Bioabfallbehandlungsanlagen, deut-
lich erschweren. Selbst wenn die Pro-
dukte ausschließlich aus biologisch ab-
baubarem und zertifiziertem Material 
bestehen, ist der vollständige Abbau in 
einer industriellen Bioabfallbehand-
lungsanlage mit relativ kurzen Rotte-
zeiten i. d. R. nicht gewährleistet.

Zudem ist zu befürchten, dass eine 
zunehmende Bewerbung der problem-
losen Mitkompostierung biologisch 
abbaubarer Produkte dazu führt, dass 
damit auch ähnliche Produkte aus kon-
ventionellen Kunststoffen vermehrt im 
Bioabfall landen!

Ziel der Kompostierung ist es, bio-
logisches Material abzubauen und 
die Nährstoffe sowie den Humus, der 
bei diesem Abbauprozess überbleibt 
für Düngungszwecke und zur Boden-
verbesserung zu nutzen. Sobald hier 
Fremdstoffe irgendeiner Art mit in den 
Prozess kommen, müssen diese auf-
wendig aussortiert werden oder blei-
ben schlimmstenfalls im Endprodukt.

Die novellierte Bioabfallverordnung, 
die seit dem 1. Mai 203 in Kraft ist, hat 
sich zum Ziel gesetzt, die Sammelqua-
lität zu verbessern. Erstmalig ist klar 
geregelt, dass fast alle Produkte aus 
Biokunststoffen (insbesondere Kaffee-
kapseln, Verpackungen etc.) nicht über 
die Biotonne entsorgt werden dürfen. 
Trotzdem gibt es weiterhin eine Viel-
zahl an Produkten, die mit Begriffen 
wie „kompostierbar“ oder „biologisch 
abbaubar“ beworben werden. Diese 
Werbeaussagen werden von Verbrau-
chern viel zu häufig missverstanden 
und nach dem Gebrauch landen diese 
Produkte fälschlicherweise im Bioab-
fall. Die DGAW möchte auf die Proble-
me im Zusammenhang mit biologisch 
abbaubaren Kunststoffen aufmerksam 
machen und fordert ein Werbeverbot 
für die Kompostierbarkeit von Bioplas-
tik-Produkten.

Produkte, die nicht wirklich biolo-
gisch abbaubar sind, sollten auch diese 
Aufschriften nicht nutzen dürfen. Hier 
appelliert die DGAW an die Gesetzge-
bung, diese Aufschriften soweit zu ver-
bieten, wenn sie nicht nachweislich be-
lastbar sind. Gleichzeitig müssten die 
Aufschriften auch mit einer Produkt-
haftung belegt sein. 

Die Bioabfallverordnung lässt eine 
Entsorgung über die Biotonne für die-
se Materialien nicht zu. Insofern müs-
sen die Inverkehrbringer dieser angeb-
lich biologisch abbaubaren Materialien 
verpflichtet werden, Entsorgungswege 
aufzuzeigen, wo diese Materialien öko-
logisch sinnvoll verwertet werden kön-
nen.

Wenn man ökologisch sinnvolles Re-
cycling unterstützen will, muss man 
den Verbraucher ehrlich über den Ent-
sorgungsweg aufklären und Produk-
te herstellen, die entweder etablier-
te Recyclingwege nutzen können oder 
neue Recyclingverfahren hierfür ent-
wickelt werden. Weder im Bereich des 
Kunststoffrecyclings noch in der Bio-
abfallaufbereitung sind „kompostier-
bare“ Verpackungen derzeit sinnvoll 
zu verwerten. Eine Abstimmung zwi-
schen Hersteller, Inverkehrbringer und 
Entsorger muss deshalb bei der Pro-
duktentwicklung und auch im Marke-
ting eine Selbstverständlichkeit wer-
den. Für eine offene, wissenschaftlich 
fundierte Fachdiskussion stehen wir 
als DGAW natürlich gerne mit Exper-
tinnen und Experten zur Verfügung!
Weitere Informationen in der DGAW-
Geschäftsstelle
Telefon: (0 30) 84 59 14 77
E-Mail: info@dgaw.de
Home: www.dgaw.de
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